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1. PROBLEMSTELLUNG

In den letzten Jahren hat sich die Diskussion hauptsächlich auf 
die Anlagen für das Mobilfunknetz konzentriert. Dabei darf man 
nicht vergessen, dass es auch andere Fernmeldeanlagen gibt, 
zum Beispiel den Rundfunk, das Fernsehen usw.

Gleich wie andere Bundesverordnungen legt die Bundesverordnung 
über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) Grenzwerte 
fest. In der NISV sind Anlagegrenzwerte für Strahlungsquellen 
und Immissionsgrenzwerte für strahlungsgefährdete Personen 
definiert.

2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die festgelegten Grundsätze sind für neue Anlagen verbindlich, 
müssen aber auch überprüft werden, wenn bestehende Anlagen 
abgeändert werden.

Die Empfehlungen des Bundes unterscheiden Anlagen im ländlichen 
Gebiet von solchen im Siedlungsgebiet. In raumplanerischer 
Hinsicht ist es jedoch zweckmässiger, zwischen Grundsätzen 
innerhalb und ausserhalb von Bauzonen zu unterscheiden.

Für Anlagen ausserhalb der Bauzonen

Ausserhalb der Bauzonen ist der Grundsatz der haushälterischen 
Nutzung des Bodens gemäss dem Eidg. Raumplanungsgesetz 
ebenfalls anwendbar. Zudem sind die Fernmeldeanlagen als 
Anlagen zu betrachten, die nicht zonenkonform sind. Es sind 
Ausnahmefälle, deren Einpassung in die Landschaft sorgfältig zu 
studieren und deren Zahl so gering wie möglich zu halten ist.

Mitwirkende Stellen

AfU und BRPA

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Keine neuen Auswirkungen auf 
die Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan




